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Im September 2022 hat die Stadtverordnetenversammlung einen Appell zum Mieterschutz 
verabschiedet, mit dem der Oberbürgermeister aufgefordert worden ist, sich an private 
Wohnungsunternehmen zu wenden und sie für den Verzicht auf Mieterhöhungen und 
Wohnungsräumungen analog zur Pro Potsdam zu gewinnen.

Ich frage den Oberbürgermeister:

Wie sind die Reaktionen von privaten Wohnungsunternehmen auf den von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Appell zum Mieterschutz?
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